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AG Haushalt

Grundgesetz-Änderung verhindert Privatisierung von
Autobahnen

Johannes Kahrs, haushaltspolitischer Sprecher;
Bettina Hagedorn, zuständige Berichterstatterin:

Mit  zwei  weiteren  Grundgesetz-Änderungen,  auf  die  sich  die  große
Koalition  auf  Drängen  der  SPD  verständigt  hat,  werden  mögliche
Hintertüren  für  eine  Privatisierung  der  Autobahnen  endgültig
geschlossen. Gute Nachrichten gibt es auch für die Beschäftigten, die
durch die Reform der Autobahnverwaltung von den Ländern zum Bund
wechseln  sollen:  alle,  die  wollen,  können  wechseln,  niemand  muss
wechseln.

„Für uns als SPD war immer klar, dass die Autobahnen und Bundesstraßen in
Deutschland zu 100 Prozent in öffentlicher Hand bleiben müssen. Finanzminister
Schäuble hatte die Absicht, 49 Prozent an private Investoren zu verkaufen. Das
haben wir als SPD schon in der Bundesregierung verhindert.

In schwierigen Verhandlungen mit dem Koalitionspartner ist es uns als SPD-
Bundestagsfraktion nun gelungen, zwei weitere Grundgesetz-Änderungen
durchzusetzen: eine direkte und indirekte Beteiligung Dritter an der
Autobahngesellschaft wird jetzt ebenso ausgeschlossen wie ÖPP-Vorhaben, die
mehr als 100 Kilometer lang sind. Mit diesen Grundgesetz-Änderungen und
vielen weiteren Änderungen stellen wir sicher, dass auch theoretisch mögliche
Hintertüren für eine Privatisierung fest verschlossen sind.

Darüber hinaus haben wir Veränderungen durchgesetzt, die vor allem im
Interesse der Tausenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter liegen, die heute in
den Straßenbauverwaltungen der Länder arbeiten und die zum Bund wechseln
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sollen. Die neue Gesellschaft wird tarifgebunden sein und die Überleitung soll im
Rahmen eines Überleitungstarifvertrags erfolgen.

Zudem haben wir sichergestellt, dass über Verkehrsinvestitionen auch künftig
das demokratisch gewählte Parlament entscheidet und nicht die Geschäftsführer
einer Bundes-GmbH.“
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